
Flüchtlingskonvention
Als Flüchtling gilt, wer seine Heimat verlassen hat aus 
der begründeten Furcht, wegen seiner Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung 
verfolgt zu werden und den Schutz seines Heimatlandes 
nicht beanspruchen kann oder will. Da der Heimatstaat 
den Schutz der Flüchtlinge nicht mehr gewährleistet, 
fallen sie unter den Schutz der UNO-Flüchtlingskonven-
tion von 1951 und des Zusatzprotokolls von 1967. Diese 
regeln den Status von Flüchtlingen. Besonders wichtig 
ist der Grundsatz des Non-Refoulement. Er verbietet die 
Rückführung von Menschen in Staaten, in denen sie an 
Leib und Leben bedroht sein könnten. 

Das UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge mit Sitz 
in Genf kümmert sich um den weltweiten Schutz von 
Flüchtlingen und setzt sich für nachhaltige Lösungen 
ein. Die Schweiz ratifizierte die Flüchtlingskonvention 
und das Zusatzprotokoll 1955, respektive 1968. 

Frauen
Chancengleichheit der Geschlechter und Einbezug der 
Frauen in alle zentralen Bereiche gehören zu den Haupt-
anliegen der UNO. Mit der Konvention zur Beseitigung 
jeder Form der Diskriminierung der Frau (Convention on 
the Elimination of All Forms of Discrimination against 
Women, CEDAW) verfügt die UNO seit 1979 über ein 
rechtlich bindendes Instrument, um Frauen rechte durch-
zusetzen. Die Schweiz ratifizierte die CEDAW 1997 und 
das Fakultativprotokoll 2008. 

Die Vertragsstaaten müssen alle vier Jahre einen Be-
richt über ihre Gleichstellungspolitik vorlegen, der von 
Nicht-Regierungsorganisationen mit so genannten 
Schattenberichten ergänzt wird. Der CEDAW-Ausschuss 
mit 23 Expertinnen und Experten überwacht seit 1982 
die Umsetzung und gibt Empfehlungen ab. Er tritt dazu 
zweimal pro Jahr zusammen. Seit 2010 befasst sich zu-
dem die UNO-Agentur «UN Women» mit der Gleich-
stellung und Stärkung der Stellung der Frau. 

 » Hochkom-
missariat für 
Flüchtlinge
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Die Weltfrauenkonferenz 2013 verpflichtete die Staaten 
unter anderem dazu, die Rechte von Frauen und Mäd-
chen ebenso zu schützen wie diejenigen von Männern 
und Knaben. Sie verurteilte die Tötung von Frauen, 
Mädchen und weiblichen Embryos wegen ihres Ge-
schlechts. Gleichzeitig sprach sich die Konferenz für die 
sexuelle Selbstbestimmung aller Menschen aus.

Frauen, Frieden und Sicherheit
Frauen sind wichtige Akteurinnen in Friedensprozessen 
und Wiederaufbauphasen nach Kriegen und bewaff-
neten Konflikten. Sie haben wie Männer das Recht auf 
politische Mitbestimmung und tragen Verantwortung 
für die Zukunftsgestaltung ihres Landes. Die UNO- 
Sicherheitsratsresolution 1325 aus dem Jahr 2000 und 
die Folgeresolutionen verpflichten alle Akteure in Kon-
flikten und fragilen Situationen, folgende Punkte zu be-
rücksichtigen und umzusetzen: 
 • Stärkere Partizipation von Frauen in der Friedensför-

derung,
 • Schutz der Rechte von Frauen und Mädchen wäh-

rend und nach Gewaltkonflikten sowie Prävention 
von genderspezifischer Gewalt,

 • Stärkere Gender-Perspektive in der Nothilfe, beim 
Wiederaufbau, während und nach Konflikten sowie 
in der Vergangenheitsarbeit,

 • Stärkere Gender-Perspektive in der Konfliktpräven-
tion.

Die Schweiz setzt die UNO-Sicherheitsratsresolution 
1325 und die Folgeresolutionen seit 2007 mit einem 
nationalen Aktionsplan um. Er setzt einen Schwerpunkt 
bei der politischen Beteiligung von Frauen in der zivilen 
und militärischen Friedenspolitik.

 » Frauen, Frieden 
und Sicherheit

 » «UN Women»

 » Frauen
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Friedensmission
Friedensmissionen oder friedenserhaltende Missionen 
sind ein wichtiges Instrument der UNO zur Konfliktlö-
sung und Krisenbewältigung. Friedenssicherungseinsät-
ze werden vom UNO-Sicherheitsrat bewilligt und basie-
ren auf drei Grundsätzen:
 • Unparteilichkeit,
 • Zustimmung der Konfliktparteien zum Einsatz der 

Friedenstruppe,
 • Keine Gewaltanwendung, mit Ausnahme der 

Selbstverteidigung und der Verteidigung des 
Mandats.

Die Mandate von Friedensmissionen umfassen oft eine 
Vielzahl von Aufgaben. Dazu gehören beispielsweise 
Massnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung, zur 
Entwaffnung von kombattanten Gruppen, die Organi-
sation von Wahlen, das Fördern von Menschenrechten 
oder der Rechtsstaatlichkeit. 

Die Schweiz beteiligt sich mit Beobachtern, zivilen Ex-
perten, Entminungsspezialisten und Polizeipersonal an 
friedenserhaltenden Missionen.

Funktionsweise
Die UNO ist ein Zusammenschluss souveräner Staaten 
und hat aus Sicht des Völkerrechts eine eigene Rechts-
persönlichkeit. Sie hat völkerrechtliche Rechte und 
Pflichten, ist aber keine über-staatliche (supranationale) 
Organisation wie beispielsweise die Europäische Union. 
Die UNO-Mitgliedstaaten bleiben in allen Belangen sou-
verän und treten keine Entscheidungsrechte an die UNO 
ab. 

Die UNO-Hauptorgane sind die Generalversammlung, 
der Sicherheitsrat, der Wirtschafts- und Sozialrat, das 
Sekretariat, der Internationale Gerichtshof sowie der 
derzeit inaktive Treuhandrat. Jedes Organ hat seine ei-
genen Verfahrensregeln. Daneben umfasst das System 
der UNO Sonderorganisationen, Nebenorgane, Institute 
und Agenturen sowie diverse Fonds und Programme.

 » Sicherheitsrat

 » Völkerrecht

 » General-
versammlung

 » Sicherheitsrat

 » Wirtschafts-und 
Sozialrat

 » Sekretariat 
der Vereinten 
Nationen

 » Internationaler 
Gerichtshof 

 » Treuhandrat

 » System der UNO 

 » Sonder-
organisationen

 » Nebenorgane
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Gaststaat Schweiz
Die Schweiz beherbergt seit mehr als 100 Jahren in-
ternationale Organisationen. Sie ist insbesondere auch 
Gaststaat der UNO, die in Genf ihren europäischen 
Hauptsitz hat. Ähnlich wie ausländische Botschaften 
geniessen das Büro der Vereinten Nationen und seine 
Einrichtungen völkerrechtlich gesehen Immunität. Ein 
bilaterales Abkommen über Privilegien und Immunität 
aus dem Jahre 1946 regelt die Beziehungen zwischen 
der Schweiz als Gaststaat und der UNO sowie die damit 
einhergehenden Rechte und Pflichten.

Die Ständige Mission der Schweiz beim Büro der Verein-
ten Nationen und den anderen internationalen Organi-
sationen in Genf repräsentiert den Gaststaat Schweiz. 
Gemäss Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 
ist die Schweizer Mission der diplomatische Kanal zwi-
schen den ständigen Missionen und den Schweizer Be-
hörden auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. 

Die Gaststaatpolitik der Schweiz konzentriert sich the-
matisch auf die fünf Kerngebiete: 
 • Frieden, Sicherheit und Abrüstung, 
 • humanitäre Angelegenheiten und Menschenrechte, 
 • Gesundheit, 
 • Arbeit, Wirtschaft und Wissenschaft, 
 • Umwelt und nachhaltige Entwicklung.

Mit dem Internationalen Genf hat die Schweiz eine lan-
ge Tradition als Gastgeberin internationaler Konferen-
zen sowie als Sitz internationaler Organisationen und 
diplomatischer Vertretungen. Die Tradition geht auf 
die Gründung des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz IKRK im Jahr 1863 in Genf zurück. 

Die Vorrechte, Immunitäten und Erleichterungen, die 
die Schweiz als Gaststaat gewährt, sowie die finanzi-
ellen Beiträge, die sie leistet, sind im revidierten Gast-
staatgesetz aus dem Jahre 2008 und der entsprechen-
den Verordnung geregelt. 

 G

 » Internationale 
Organisationen

 » Büro der 
Vereinten 
Nationen

 » Internationales 
Genf
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Generaldebatte
Die Generalversammlung tritt jährlich im September am 
UNO-Hauptquartier in New York zusammen und tagt 
jeweils für ein ganzes Jahr. Eröffnet wird sie mit einer 
zweiwöchigen Generaldebatte. Jedem der 193 Mit-
gliedstaaten stehen 15 Minuten Redezeit für ein selbst-
gewähltes Thema zu. In der Regel übernehmen die 
Staats- und Regierungschefs diese Aufgabe. Sie haben 
protokollarisch Vorrang vor Ministern und Botschaftern. 
In der Generaldebatte werden weder Beschlüsse ge-
fasst noch Resolutionen verabschiedet. 

Für die Schweiz sprechen meist der Bundespräsident 
oder die Bundespräsidentin. Die hohen Regierungsdele-
gationen nutzen die Eröffnung der Generalversamm-
lung zudem für Nebenveranstaltungen zu spezifischen 
Themen sowie für bilaterale Treffen auf höchster Ebene. 

Generalsekretär
Der Generalsekretär ist der höchste Beamte der 
UNO-Verwaltung und vertritt die UNO nach aussen. Ihm 
unterstehen das Sekretariat am Hauptsitz in New York 
und die drei Aussenstellen in Genf, Nairobi und Wien. 
Er koordiniert mit dem Stab die täglichen Arbeiten und 
nimmt an den Sitzungen der wichtigsten Organe teil. 
Er verantwortet Budget, Haushalt und Finanzrechnung 
und erstattet der Generalversammlung jährlich Bericht 
über die Verwaltungstätigkeit. 

Seine Aufgabe ist es auch, den Sicherheitsrat auf Pro-
bleme und Konflikte aufmerksam zu machen, die den 
Weltfrieden gefährden. Er kann seine guten Dienste 
anbieten und Sonderbeauftragte ernennen, die in sei-
nem Auftrag vor Ort vermitteln und die Arbeit der UNO 
koordinieren. 

Die Generalversammlung ernennt den Generalsekretär 
auf Empfehlung des Sicherheitsrats. Die Amtszeit dau-
ert jeweils fünf Jahre; eine Wiederwahl ist möglich. 

 » General-
versammlung

 » Resolutionen
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Generalversammlung
Die Generalversammlung (auch Vollversammlung ge-
nannt) ist das Forum aller UNO-Mitgliedstaaten. Jeder 
Staat hat gemäss Charta der Vereinten Nationen nur 
eine Stimme. Die Generalversammlung prüft und ge-
nehmigt Budget und Haushalt der UNO sowie Berichte 
untergeordneter Organe. 

Sie kann Normen setzen, Modalitäten von Gipfeltreffen 
festlegen und politische Resolutionen verabschieden. 
Diese sind jedoch für die Mitgliedstaaten völkerrechtlich 
nicht-bindend. In Budget- und anderen wichtigen Fra-
gen bedürfen die Beschlüsse einer Zweidrittelmehrheit – 
etwa bei Empfehlungen für Frieden und Sicherheit, der 
Wahl der nicht-ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats 
und bei Aufnahme oder Ausschluss von Mitgliedern. In 
der Praxis wird bei Abstimmungen Konsens angestrebt. 

Sechs Hauptausschüsse decken die unterschiedlichen 
thematischen Bereiche ab: 
 • Ausschuss für Abrüstung und internationale 

Sicherheit (Hauptausschuss 1),
 • Wirtschafts- und Finanzausschuss 

(Hauptausschuss 2), 
 • Ausschuss für soziale, humanitäre und kulturelle 

Fragen (Hauptausschuss 3),
 • Ausschuss für besondere politische Fragen und 

Entkolonialisierung (Hauptausschuss 4),
 • Verwaltungs- und Haushaltsausschuss 

(Hauptausschuss 5),
 • Rechtsausschuss (Hauptausschuss 6).

Die Generalversammlung tagt in jährlichen Sessionen, 
die jeweils Mitte September beginnen. Der Präsident 
und das Büro werden für ein Jahr gewählt. Das Präsi-
dium der Generalversammlung ist formell das höchste 
Amt der UNO. Alt Bundesrat Joseph Deiss präsidierte 
2010/2011 als erster Schweizer die Generalversamm-
lung.

Die Schweiz entwickelte ein Handbuch und eine App 
mit den wichtigsten Informationen über die Generalver-
sammlung. 

 » Charta der 
Vereinten 
Nationen
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Gesundheit
Gesundheit gilt als fundamentales Menschenrecht und 
trägt als Schlüsselfaktor der Entwicklung wesentlich zu 
sozialer Sicherheit, Frieden und wirtschaftlicher Stabi-
lität und somit auch zur Armutsbekämpfung bei. Die 
UNO fördert die allgemeine Gesundheit. Sie setzt sich 
dafür ein, dass die Menschen weltweit Zugang zu me-
dizinischer Gesundheitsversorgung, Impfungen, sau-
berem Trinkwasser und Abwasserentsorgung haben. 
Denn Gesundheitsfragen werden mit Globalisierung 
und Mobilität immer wichtiger: Krankheiten und Infek-
tionen machen nicht Halt an Grenzen. 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO mit Sitz in Genf 
koordiniert das öffentliche Gesundheitswesen auf inter-
nationaler Ebene. Dabei arbeitet sie eng mit anderen 
UNO-Organisationen zusammen, wie dem Bevölke-
rungsfonds UNFPA, UNAIDS, dem Gemeinsamen Pro-
gramm zu HIV/AIDS oder dem Kinderhilfswerk UNICEF 
sowie mit Regierungen, Institutionen, Stiftungen, 
Nicht-Regierungsorganisationen und Vertretern aus 
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft. 

Die Schweiz engagiert sich aktiv im Bereich Gesundheit 
in der WHO sowie in weiteren UNO-Organisationen. 
Das Thema ist Schwerpunkt der Schweizer Gaststaat-
politik. 

 » Weltgesund-
heitsorga-
nisation

 » UNICEF

 » Gaststaat 
Schweiz

Die UNO setzt sich dafür ein, dass die Menschen welt-

weit Zugang haben zu medizinischer Gesundheitsversor-

gung, Impfungen, sauberem Trinkwasser, Toiletten und 

einer Abwasserentsorgung. Die Agenda 2030 setzt sich 

zum Ziel, allen Menschen jeden Alters ein gesundes Le-

ben zu gewährleisten und ihr Wohlergehen zu fördern.
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Gewaltverbot
Das allgemeine Gewaltverbot ist in Kapitel I, Artikel 2, 
Absatz 4 der Charta der Vereinten Nationen festge-
schrieben und verbietet den Mitgliedstaaten die militä-
rische Gewaltanwendung: «Alle Mitglieder unterlassen 
in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die 
territoriale Unversehrtheit oder die politische Unab-
hängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den 
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung 
oder Anwendung von Gewalt.» Alle Mitgliedstaaten 
verpflichten sich, Konflikte mit friedlichen Mitteln zu 
schlichten und Gewalt nur im Verteidigungsfall anzu-
wenden.

Der Sicherheitsrat wacht über die Einhaltung des Ge-
waltverbots und greift mit friedensunterstützenden 
und verbindlichen Massnahmen (Sanktionen) ein, wenn 
Konflikte drohen. Ihre Durchsetzung hängt primär von 
der Bereitschaft der Mitgliedstaaten ab, die Entscheide 
des Sicherheitsrats tatsächlich umzusetzen. Die UNO 
verfügt weder über Polizei noch Armee. Der Sicherheits-
rat kann zwar ein militärisches Eingreifen autorisieren 
oder Friedensmissionen mandatieren. Die UNO kennt 
jedoch keine Pflicht zur Beteiligung an militärischen 
Operationen. Der Einsatz nationaler Streitkräfte ist im-
mer freiwillig. 

 » Charta der 
Vereinten 
Nationen
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 » Sicherheitsrat
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Gipfeltreffen
UNO-Gipfeltreffen sind Konferenzen, an denen die 
Staaten durch ihre Staats- und Regierungschefinnen 
und -chefs vertreten sind. Die hochrangigen Veranstal-
tungen sind jeweils einem aktuellen Thema gewidmet. 
Eine Schlusserklärung fasst politische Ziele oder Akti-
onsprogramme zusammen.

Gipfelkonferenzen unterscheiden sich nicht nur im Ab-
lauf, sondern auch in der Vorbereitungsphase deutlich 
von der Generalversammlung. Dabei spielen regiona-
le Akteure und Nicht-Regierungsorganisationen eine 
wichtige Rolle. Sie organisieren so genannte Parallel-
veranstaltungen, um ihre Positionen und Forderungen 
darzulegen. 

Beispiele für Gipfeltreffen sind:
 • die Konferenz für Umwelt und Entwicklung von 

Rio de Janeiro 1992 («Erdgipfel») und die nach-
folgenden Klimakonferenzen wie der Weltklima-
gipfel in Paris (COP21) 2015,

 • der Weltgipfel für soziale Entwicklung von Kopen-
hagen 1995,

 • die Millenniumskonferenz von New York 2000 (Mill-
ennium-Entwicklungsziele).

 » General-
versammlung

 » Millennium-
Entwicklungs-
ziele 

Für Thomas Gass, beigeordneter Generalsekretär für 

Politikkoordination und inter-institutionelle Angelegen-

heiten der UNO-Hauptabteilung für wirtschaftliche und 

soziale Angelegenheiten, ist die Agenda 2030 eines der 

wichtigsten UNO-Dokumente, ein neuer Sozialvertrag. 

Das Gesamtziel der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-

wicklung ist, niemanden zurückzulassen.
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Globale Gouvernanz
Globale Gouvernanz steht für die Entwicklung eines 
Institutionen- und Regelsystems sowie von Mechanis-
men internationaler Zusammenarbeit, um globale Pro-
bleme, Herausforderungen und grenzüberschreitende 
Angelegenheiten zu bewältigen. Dabei werden das 
UNO-System, internationale Organisationen, staatliche 
und nicht-staatliche Akteure und Akteurinnen sowie 
regionale Organisationen miteinbezogen. Globale Gou-
vernanz zeichnet unter anderem aus:
 • die gemeinsame Suche nach Lösungen für weltum-

spannende Herausforderungen,
 • das Schaffen von politischen Strukturen sowie fach- 

und bereichsübergreifender Netzwerke,
 • das Thematisieren der Aufgabenverteilung auf ver-

schiedenen politischen Ebenen.
 
Die Schweiz spielt dabei traditionell eine wichtige Rolle. 
Sie engagiert sich auf verschiedenen Ebenen für eine 
Reform der UNO-Institutionen und mehr Effizienz. Zum 
Beispiel in der ACT-Gruppe oder als Fazilitatorin einer 
Resolution der Generalversammlung, die alle vier Jahre 
die allgemeinen Leitlinien für die Entwicklungsaktivitä-
ten der UNO festlegt.

Für globale Gouvernanz, das gemeinsame Anpacken 
von Problemen, ist das Internationale Genf eines der 
wichtigsten Zentren. Die Schweiz nimmt die Vielzahl 
ansässiger internationaler Organisationen zum Anlass, 
sie miteinander zu vernetzen, Synergien zu nutzen und 
gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Sie stellt ent-
sprechende Plattformen zur Verfügung oder organisiert 
Think-Tank-Veranstaltungen.

 » ACT-Gruppe

 » Internationales 
Genf
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Gründung
Hauptantrieb zur Gründung der UNO im Juni 1945 war 
der Ruf: «Nie wieder Krieg». Zwei Weltkriege mit Millio-
nen von Toten führten zur Überzeugung, dass eine neue 
Weltordnung die Wiederholung solcher Katastrophen 
verunmöglichen müsse. Alle Staaten sollten gemeinsam 
die Verantwortung für den Frieden übernehmen und 
künftigen Aggressionen die «kollektive Sicherheit» der 
Weltgemeinschaft gegenüberstellen. Die Staaten sollen 
sich verpflichten, ihre Konflikte mit friedlichen Mitteln 
zu schlichten und Gewalt nur im Verteidigungsfall (Ge-
waltverbot) anzuwenden. 

Indirekter Vorläufer der UNO war der Völkerbund. Er 
war nach dem Ersten Weltkrieg gegründet worden, mit 
dem Ziel, die internationale Zusammenarbeit zu stärken 
und den Frieden in der Welt zu sichern. Da dies nicht 
erreicht wurde, begannen noch während des Zweiten 
Weltkriegs Vorbereitungen für eine Nachfolgeorganisa-
tion. 

Am 1. Januar 1942 unterzeichneten 26 Staaten, die sich 
Vereinte Nationen nannten, die Erklärung von Washing-
ton. Darin sicherten sie sich gegenseitige Unterstützung 
gegen die Achsenmächte Deutschland, Italien und Ja-
pan zu, die 1940 einen Dreimächtepakt geschlossen 
hatten.

China, Grossbritannien, die Sowjetunion und die 
USA konkretisierten die Pläne 1944 an der Konferenz 
von Dumbarton Oaks (Name des Landhauses in der 
US-Hauptstadt Washington, D.C., wo die Konferenz 
stattfand). Im Sommer 1945 wurde das entsprechende 
Dokument an einer internationalen Konferenz in San 
Francisco fertig gestellt. Am 24. Oktober 1945 trat die 
Charta der Vereinten Nationen in Kraft – unterzeichnet 
von 51 Mitgliedstaaten. Ihr Ziel: Fördern von Freiheit 
und Achtung der Menschenrechte, von wirtschaftlicher 
und sozialer Entwicklung als Voraussetzung für dauer-
haften Frieden. 
Seit Ende 1946 befindet sich der Hauptsitz der UNO in 
New York.

 » Charta der 
Vereinten 
Nationen

 » Gewaltverbot
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Hilfswerk der Vereinten Nationen für 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-
flüchtlinge im Nahen Osten (United Nations Relief and 
Works Agency for Palestine Refugees in the Near East, 
UNRWA) wurde 1949 als vorläufiges Hilfsprogramm ge-
gründet. Ziel war und ist, den palästinensischen Flücht-
lingen und Vertriebenen aus dem arabisch-israelischen 
Konflikt bis zur Regelung der Palästinafrage beizuste-
hen. Seither wurde das Mandat regelmässig verlängert. 

Die Arbeit des UNRWA konzentriert sich heute auf die 
Bereiche Erziehung und Ausbildung, medizinische Ver-
sorgung und humanitäre Massnahmen, Infrastruktur 
und das Schaffen von Arbeitsplätzen. Das Hilfswerk 
kümmert sich in Jordanien, Libanon, Syrien sowie im 
Westjordanland und im Gazastreifen um über 5 Millio-
nen registrierte Palästinaflüchtlinge. 

Die Schweiz unterstützt die UNRWA-Arbeit jährlich mit 
mehreren Millionen CHF. Seit März 2014 ist der Schwei-
zer Pierre Krähenbühl Generalkommissar des Hilfswerks 
im Rang eines Untergeneralsekretärs, dem zweithöchs-
ten Rang im System der Vereinten Nationen. 

 H

 » Schweizerinnen 
und Schweizer 
bei der UNO

 » System der 
Vereinten 
Nationen

Der ehemalige Schweizer Aussenminister, alt Bundesrat 

Joseph Deiss, präsidiert 2010/2011 die UNO-Generalver-

sammlung. Das auf ein Jahr begrenzte Präsidium der 

Generalversammlung ist formell das höchste Amt in der 

UNO.
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Hochkommissariat für Flüchtlinge
Das UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge UNHCR 
mit Sitz in Genf nahm seine Arbeit 1951 auf. Sein Ziel 
ist, Flüchtlinge weltweit zu schützen und nachhaltige 
Lösungen für ihre Probleme zu finden. Dabei arbeitet 
das UNHCR eng mit Regierungen, internationalen und 
regionalen Organisationen sowie Nicht-Regierungsor-
ganisationen zusammen. Engagement und Aktivitäten 
basieren auf den UNHCR-Statuten, der UNO-Flücht-
lingskonvention von 1951 und dem entsprechenden 
Protokoll von 1967.

Das UNHCR gewährleistet den Flüchtlingsstatus, ge-
währt Schutz und leistet humanitäre Hilfe. Es setzt sich 
ein für langfristige Lösungen – eine freiwillige Rückkehr 
in Würde und Sicherheit, Integration vor Ort oder An-
siedlung in einem Drittland. Heute kann es sich auch für 
andere Personengruppen einsetzen, wie Staaten lose, 
Personen mit umstrittener Staatsangehörigkeit und in 
gewissen Fällen auch intern Vertriebene. Das UNHCR 
beteiligt sich zudem an der Erarbeitung internationaler 
und nationaler Rechtsnormen zum Schutz von Flüchtlin-
gen, Asylsuchenden und intern Vertriebenen. 

Die Schweiz stellte bisher drei Flüchtlingshochkom-
missare: August R. Lindt (1956–1960), Felix Schnyder 
(1960–1965) und Jean-Pierre Hocké (1986–1989). Seit 
1958 ist die Schweiz im Exekutivausschuss vertreten, 
der den Flüchtlingshochkommissar unterstützt, die Pro-
gramme bewilligt sowie Finanzen und Verwaltung des 
UNHCR kontrolliert. 

Im Rahmen der humanitären Hilfe unterstützt die 
Schweiz das UNHCR finanziell jährlich mit gegen 40 
Mio. CHF. Neben einem Grundbeitrag finanziert die 
Schweiz über ihre humanitäre Hilfe Programme des 
UNHCR. Sie stellt dem Hochkommissariat auch Exper-
tinnen und Experten zur Verfügung. Damit zählt das 
UNHCR zu den vier wichtigsten Empfängern von multi-
lateraler humanitärer Hilfe der Schweiz.

 » Flüchtlings-
konvention

 » Humanitäre 
Hilfe
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Hochkommissariat für Menschenrechte
Das UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte UN-
HCHR wurde 1994 in Genf eingerichtet. Es beschäftigt 
sich mit der weltweiten Situation der Menschenrechte 
und setzt sich für ihre Anerkennung und Einhaltung ein. 
Es äussert sich zu Menschenrechtsverletzungen, egal 
von wem und wo auf der Welt sie begangen werden. 
Es erarbeitet Fachberichte und engagiert sich in der 
Menschenrechtsbildung, damit Menschen ihre eige-
nen Rechte wahrnehmen, sich für ihre Rechte sowie die 
Rechte anderer aktiv einsetzen können. Es beteiligt sich 
an der Entwicklung von international gültigen Normen 
und Standards, beobachtet die Einhaltung von beste-
henden Bestimmungen und unterstützt Regierungen 
bei der Umsetzung. 

Das Hochkommissariat arbeitet mit einer Vielzahl von 
Partnern zusammen. Dazu gehören nicht nur Regierun-
gen, sondern insbesondere auch Nicht-Regierungsorga-
nisationen, nationale Menschenrechtsinstitutionen, an-
dere UNO-Organe und internationale Organisationen. 
Um jene Menschen zu erreichen, die am stärksten unter 
Menschenrechtsverletzungen leiden, baut das Hoch-
kommissariat seine Feldpräsenz stetig aus. Es fungiert 
zudem als Sekretariat des Menschenrechtsrats. In die-
ser Funktion unterstützt es die von der UNO manda-
tierten unabhängigen Menschenrechtsexperten sowie 
unabhängigen Untersuchungs- und Überwachungsaus-
schüsse. 

Der Hochkommissar für Menschenrechte ist haupt-
verantwortlicher Amtsträger für die UNO-Menschen-
rechtsaktivitäten. Er wird vom UNO-Generalsekretär er-
nannt und muss von der Generalversammlung bestätigt 
werden.

 » Menschenrechte

 » Menschen-
rechtsrat

 » Generalsekretär

 » General-
versammlung
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Hochrangiges Politisches Forum für 
nachhaltige Entwicklung
Im Rahmen der 67. UNO-Generalversammlung 2013 
konkretisierten die Staaten das Mandat für das High 
Level Political Forum on Sustainable Development 
HLPF, ein Steuerungsorgan für nachhaltige Entwick-
lung – geschaffen 2012. Das Forum löste die Kommis-
sion für eine nachhaltige Entwicklung ab. Es tagt alle 
vier Jahre im Rahmen der UNO-Generalversammlung 
und dazwischen jährlich unter der Schirmherrschaft 
des Wirtschafts- und Sozialrats. Das nächste Treffen 
im Rahmen der UNO-Generalversammlung findet 2019 
statt. Es ist ein universelles Forum, in dem alle Staaten 
Vollmitglied sind. 

Das Forum hat unter anderem die Aufgabe, Kohärenz 
und Koordination der Massnahmen für eine nachhalti-
ge Entwicklung innerhalb der UNO zu fördern und zu 
verfolgen, wie Staaten ihre entsprechenden Verpflich-
tungen umsetzen. Dazu zählt auch die regelmässige 
Überprüfung der Agenda 2030. Das Mandat für eine 
zentrale Rolle bei dieser Überprüfung erteilten die 
Staatschefs der UNO-Mitgliedstaaten dem HLPF im Sep-
tember 2015. 

 » General-
versammlung

 » Wirtschafts- 
und Sozialrat

 » Agenda 2030

Die UNO setzt sich für den Sport ein zur Förderung 

von Entwicklung und Frieden. Weltweit gelten Spiel 

und Sport als Instrument für gesunde Entwicklung und 

Übungsfeld für faires Verhalten.
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Anmerkungen: 
1 

Alle sind Mitglied des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen (CEB).
2 Das Büro der Vereinten Nationen für Partnerschaften (UNOP) ist die Anlaufstelle der Vereinten Nationen für die Stiftung für die 
Vereinten Nationen.
3  Die IAEO und die OPCW berichten an den Sicherheitsrat und die Generalversammlung. 
4  Die WTO hat keine Berichtspflicht gegenüber der Generalversammlung, leistet jedoch in Finanz- und Entwicklungsfragen Ad-hoc-

Beträge zu deren Arbeit und zu der des Wirtschafts- und Sozialrats.
5  Die Sonderorganisationen sind autonome Organisationen, deren Arbeit auf zwischenstaatlicher Ebene vom Wirtschafts- und 

Sozialrat und auf der Ebene ihrer Sekretariate vom CEB koordiniert wird. 
6  Der Treuhandrat suspendierte seine Tätigkleit am 1. November 1994, nachdem Palau als letztes verbliebenes Treuhandgebiet der 

Vereinten Nationen am 1. Oktober 1994 unabhängig wurde.
7  Das Internationale Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) und die Multilaterale Investitions-Garantie-Agentur 

(MIGA) sind keine Sonderorganisationen, sondern sind Teil der Weltbankgruppe gemäß den Artikeln 57 und 63 der Charta. 
8  Die Sekretariate dieser Organe sind Teil des VN-Sekretariats.  
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Internationaler Gerichtshof 
Der Internationale Gerichtshof IGH in Den Haag nahm 
seine Arbeit 1946 auf und ist eines der sechs Hauptor-
gane der UNO. Er ersetzte den Ständigen Gerichtshof, 
der ab 1922 ebenfalls in der niederländischen Haupt-
stadt residiert hatte. Seine Hauptfunktion besteht da-
rin, Streitigkeiten zwischen Staaten zu beurteilen, die 
seine Gerichtsbarkeit anerkannt haben. Ausserdem er-
stellt er auf Ersuchen der Generalversammlung und des 
Sicherheits rats Rechtsgutachten. Einzelpersonen und 
nicht-staatliche Gruppen können nicht an ihn gelangen. 
Der Gerichtshof hat ein eigenes Statut, das Bestandteil 
der Charta der Vereinten Nationen ist und sein Funkti-
onieren regelt. 

Die 15 Richter des Gerichtshofs werden sowohl von der 
Generalversammlung als auch vom Sicherheitsrat für je-
weils neun Jahre gewählt. Sie müssen unterschiedlicher 
Nationalität sein. 

Internationale Justiz
Eckpfeiler der internationalen Justiz ist der Internationa-
le Gerichtshof IGH, den die Staaten bei zwischenstaat-
lichen völkerrechtlichen Streitigkeiten anrufen können. 

Für die Verfolgung von Kriegsverbrechen, Völkermord 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch Ein-
zelpersonen ist der Internationale Strafgerichtshof ICC 
die zentrale Institution. Im Gegensatz zum ICC sind in-
ternationale Ad-hoc-Strafgerichte, wie zum Beispiel die 
Kriegsverbrechertribunale für Ex-Jugoslawien oder für 
Ruanda räumlich und zeitlich begrenzt. Chefanklägerin 
für die Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugoslawien 
und für den Völkermord in Ruanda war von 1999 bis 
2007 die ehemalige Schweizer Bundesanwältin Carla 
del Ponte.

 » Charta der 
Vereinten 
Nationen

 » General-
versammlung

 » Sicherheitsrat
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Möglich sind auch gemischte Gerichte mit in- und aus-
ländischen Mitgliedern. Sie ahnden Verbrechen, die in 
einzelnen Konflikten oder unter bestimmten Regimes 
verübt wurden. Beispiele dafür sind das Spezialgericht 
für Sierra Leone oder die Ausserordentlichen Kammern 
an den Gerichten Kambodschas zur Verfolgung der 
Gräueltaten der Roten Khmer. 

Auf weltweiter Ebene findet sich kein universelles Ge-
richt zum Erlass verbindlicher Urteile bei Menschen-
rechtsverletzungen. Auf regionaler Ebene wacht der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Strass-
burg über die Einhaltung der Europäischen Menschen-
rechtskonvention EMRK. 

Zehn unabhängige Vertragsorgane überwachen die 
Umsetzung der wichtigsten UNO-Menschenrechts-
übereinkommen. Sie prüfen insbesondere periodische 
Staatenberichte oder Individualbeschwerden. Obwohl 
es sich bei ihnen nicht um Gerichte im eigentlichen Sin-
ne handelt, tragen sie zur Präzisierung der Normen bei. 
Ausserhalb der Vertragsdurchsetzungsmechanismen 
haben sich weitere, ausservertragliche Durchsetzungs-
organe mit politischem Charakter gebildet, allen voran 
der Menschenrechtsrat.

Der Seegerichtshof mit Sitz in Hamburg nahm seine 
Arbeit 1996 auf. Er steht den Vertragsparteien des 
UNO-Seerechtsübereinkommens von 1982 offen. Seine 
21 Richter können zur Schlichtung von Streitereien in 
den Bereichen Schifffahrt, Meeresbodennutzung, 
Fischerei und mariner Umwelt angerufen werden.

Bei der Ratifizierung des UNO-Seerechtsübereinkom-
mens 2008 gab die Schweiz die Erklärung ab, dass sie 
den Internationalen Seegerichtshof als allein zuständi-
ges Organ für seerechtliche Streitigkeiten anerkennt.

 » Internationaler 
Gerichtshof 

 » Internationaler 
Strafgerichtshof 

 » Menschenrechte

 » Menschen-
rechtsrat
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Internationale Organisationen
Eine internationale Organisation ist im Sinne des Völker-
rechts ein Zusammenschluss von mindestens zwei Staa-
ten, der auf Dauer ausgelegt ist und sich über Grenzen 
hinweg über-staatlichen Aufgaben widmet. Sie basiert 
in der Regel auf einem multilateralen Gründungsver-
trag (einer Charta), der Aufgaben, Pflichten und Rechte 
festlegt. Die Organisation muss zudem über mindestens 
ein handlungsfähiges Organ verfügen. Internationale 
Organisationen besitzen eine eigene Rechtspersönlich-
keit; die einzelnen Staaten bleiben jedoch souverän und 
treten keine Rechte an die übergeordnete Behörde ab. 

Neben der UNO, dem umfassendsten Zusammenschluss 
von Staaten, gibt es rund 250 weitere internationale 
Organisationen. Beispiele sind der Europarat oder die 
Organisation für die Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa OSZE. 

Internationaler Strafgerichtshof 
Der Internationale Strafgerichtshof ICC in Den Haag, 
der seine Arbeit 2002 aufnahm, verfolgt Einzelperso-
nen, die die schwersten Verbrechen begangen haben, 
die von der internationalen Gemeinschaft geächtet sind: 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Kriegsverbrechen und Verbrechen der Aggression. Der 
ICC kommt erst dann zum Einsatz, wenn die zuständi-
gen staatlichen Behörden nicht willens oder nicht in der 
Lage sind, die Ermittlungen zu führen oder begangene 
Straftaten zu ahnden.

Grundlage des ICC ist das Römer Statut. Es legt Zusam-
mensetzung und Verfahren des Gerichts fest. Das Statut 
wurde im Frühsommer 1998 in Rom verabschiedet. Die 
Schweiz hat es 2001 ratifiziert. Die Beziehungen zwi-
schen dem ICC und der UNO sind in einem Kooperati-
onsabkommen geregelt. 
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Kinderrechtskonvention
Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Kin-
derrechtskonvention) verankert auf internationaler 
Ebene auf umfassende Art und Weise die Rechte des 
Kindes. Es beruht auf dem Grundsatz, dass Kinder Sub-
jekte mit eigenen Rechten sind. Das Kindswohl soll bei 
allen Entscheiden, die das Kind betreffen, vorrangig be-
rücksichtigt werden. 194 Vertragsstaaten (Stand 2016) 
unterzeichneten die Kinderrechtskonvention. Damit ist 
sie das UNO-Menschenrechtsübereinkommen, das am 
häufigsten ratifiziert wurde. 

Die ersten zwei Fakultativprotokolle der Kinderschutz-
konvention schützen Kinder vor der Beteiligung an 
bewaffneten Konflikten sowie vor Kinderhandel, Kin-
derprostitution und Kinderpornografie. Ein drittes Zu-
satzprotokoll ermächtigt Personen, beim zuständigen 
UNO-Ausschuss eine Individualbeschwerde einzurei-
chen, wenn sie glauben, ihre Rechte seien verletzt wor-
den. 

Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, dem zuständigen 
UNO-Ausschuss für die Rechte des Kindes regelmässig 
über die nationale Umsetzung der Kinderrechtskonven-
tion und der Zusatzprotokolle Rechenschaft abzulegen. 
Der zuständige UNO-Ausschuss prüft die Berichte und 
gibt Stellungnahmen und Empfehlungen ab. 

Die Schweiz ratifizierte die Konvention im Februar 
1997. Die ersten zwei Fakultativprotokolle traten für die 
Schweiz im Juli 2002, respektive Oktober 2006 in Kraft 

 K
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Klimaabkommen von Paris
Im April 2016 wurde am UNO-Hauptsitz in New York 
das Klimaabkommen von Paris unterzeichnet. Es tritt 
in Kraft, wenn es 55 Staaten ratifiziert haben, die zu-
sammen für 55 Prozent der Treibhausgas-Emissionen 
verantwortlich sind. Das Abkommen will die globale 
Erwärmung verglichen mit dem Stand vor der Industri-
alisierung klar auf unter 2 Grad Celsius begrenzen mit 
dem Ziel, den Temperaturanstieg noch weiter zu brem-
sen. Die Staaten verpflichten sich, ein Reduktionsziel 
festzulegen, das im Fünf-Jahres-Rhythmus überprüft 
wird. 

Vertretungen aus 195 Staaten einigten sich im Dezem-
ber 2015 an der 21. Klimakonferenz (COP21) nach jah-
relangen Verhandlungen auf das Abkommen. Die Treib-
hausgas-Emissionen, die für den Temperaturanstieg und 
damit für den Klimawandel verantwortlich sind, sollen 
so rasch als möglich gesenkt werden. Dabei sollen die 
unterschiedliche Wirtschaftskraft und der unterschied-
liche Entwicklungsstand der Länder berücksichtigt wer-
den. Schwächere Staaten sollen bei der Erreichung der 
Klimaziele und bei der Senkung der CO2-Emissionen 
stärker unterstützt werden sowohl finanziell als auch 
technologisch. 

Der Bundesrat will bis 2030 die Emissionen der Schweiz 
gegenüber dem Stand von 1990 halbieren. Er will sich 
zudem dafür einsetzen, dass der Kreis der finanziellen 
Geber – sowohl die Zahl der Geberstaaten als auch die 
privaten Mittel – ausgeweitet wird. 
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